
Haufe-Lexware GmbH & Co. KG, Munzinger Str. 9, 79111 Freiburg,
vertreten durch die Geschäftsführung,

Herr Johannes Krebs, geboren am 17.09.1958,
wohnhaft Ludwigstr. 25, 73230 Kirchheim

Arbeitsvertrag:

1.1
Der Arbeitnehmer tritt mit Wirkung vom 01.04.2012 in den Dienst des Arbeitgebers ein.

1.2
Der Arbeitsvertrag wird unbefristet geschlossen.

1.3
Eswird keine Probezeit vereinbart.

2.1
Der Arbeitnehmer wird als Bereichsleiter Application Operation Management im
Geschäftsbereich Software Development eingesetzt. Er hat seine Aufgaben selbständig und
eigenverantwortlich wahrzunehmen, unterliegt aber den allgemeinen Weisungen des
Geschäftsbereichsleiters, dem er untersteht.

2.2
Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Arbeitnehmer ein anderes, seinen Kenntnissen und
Fähigkeiten entsprechendes Aufgabengebiet zu übertragen, soweit dies unter Berücksichti-
gung seiner Interessen zumutbar ist.

2.3
Der Arbeitnehmer hat sämtliche Tätigkeiten gewissenhaft und nach bestem Vermögen zu
erfüllen.

Haufe-Lexware GmbH & Co. KG
Ein Unternehmen der Haufe Gruppe
Munzinger 5traße 9 . 79111 Freiburg
Tel. +49 761 898-0 Fax +49 761 898-3990
www.haufe-Iexware.com

Komplementäre:
Haufe-Lexware Verwaltungs GmbH,
Sitz Freiburg, Registergericht Freiburg,
HRB 5557, Martin Laqua
Beiratsvorsitzende : Andrea Haufe

Bankverbindung :
Deutsche Bank Freiburg
Bl2 680 700 30 . KtO.-Nr. 0755306 00
BIC: DEUTDE6FXXX
IBAN: DE93 6807 0030 0075 5306 00

Kommanditgesellschaft, 5itz Freiburg
Registergericht Freiburg, HRA 4408
U5t-IdNr. DE812398835
5t.-Nr. 06392/11008

Geschaftsführung: Isabei Blank,
JOrg Frev, Birte HackenJos, Jens KOhier,
Matthias Mühe, Markus Relthwiesner,
Joachlm Rotzlnger, Dr. carsten Thles



2.4
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, seine gesamte Arbeitskraft in den Dienst des Arbeitge-
bers zu stellen und über die betriebsübliche Arbeitszeit hinaus zu arbeiten, falls dies zur
termingerechten Erledigung seines Aufgabenbereiches erforderlich ist.

Auf das Arbeitsverhältnis sind die jeweils für den Betrieb oder Betriebsteil geltenden
Tarifverträge in jeweils gültiger Fassung anzuwenden. Das sind derzeit der am 26.07.2011
zwischen der Gesellschaft und ver.di geschlossene Manteltarifvertrag und der Tarifvertrag
über die betriebliche Altersversorgung (Haustarifverträge). Die vorstehend in Bezug
genommenen Tarifverträge gelten für das Arbeitsverhältnis jedoch nur, soweit und solange
eine gesetzliche Bindung des Arbeitgebers an diese Tarifverträge besteht. Fällt das
Arbeitsverhältnis in den Geltungsbereich eines anderen, ggf. auch mit einer anderen
Gewerkschaft abgeschlossenen Firmen- oder Verbandstarifvertrags, an den der
Arbeitgeber in Bezug auf das Arbeitsverhältnis vorrangig gebunden ist, findet dieser
andere Tarifvertrag für die Dauer der Bindung des Arbeitgebers an diesen Tarifvertrag auf
das Arbeitsverhältnis Anwendung. Die Bezugnahme gemäß Satz 1 ersetzt gegenwärtig nur
die Tarifbindung der Arbeitnehmer, die nicht Mitglied der tarifschließenden Gewerkschaft
sind (Gleichstellungsabrede).

5.1
Der Arbeitnehmer erhält für seine Tätigkeit ein monatliches Bruttogehalt in Höhe von
€ 6.488,00; in Worten: sechstausendvierhundertachtundachtzig Euro. Es wird jeweils zum
1. des folgenden Kalendermonats fällig und ist auf das von dem Arbeitnehmer zuletzt ge-
nannte inländische Bank-, Sparkassen- oder Postbankkonto zu überweisen.

5.2
Der Arbeitnehmer erhält darüber hinaus einen leistungs- und erfolgsabhängigen variablen
Anteil (Bonus) in Höhe von 20 % des Jahresgrundgehalts, das sich an der Erreichung der
Ziele seines Verantwortungsbereiches sowie an Firmenzielen orientiert. Die Zielsetzung ist
mit der Geschäftsbereichsleitung jährlich neu zu erarbeiten. Es gilt die jeweils in der Haufe
Gruppe gültige Policy.

5.3
Mit Zahlung der in Abs. 1 genannten Bezüge ist etwaige Mehr-, Sonn- und Feiertagsarbeit
sowie Überstunden abgegolten.

5.4
Für Reisen im Interesse des Arbeitgebers erhält der Arbeitnehmer Fahrtkostenerstattung
und Spesen nach den jeweils aktuellen Richtlinien der Haufe Gruppe.

Die Gewährung sonstiger Leistungen durch den Arbeitgeber erfolgen freiwillig und mit der
Maßgabe, dass auch mit einer wiederholten Zahlung kein Rechtsanspruch für die Zukunft
begründet wird.



7. Vorübergehende Verhinderung! Abtretung von Schadenersatzforderungen
infolge von Arbeitsunfähigkeit

7.1
Der Arbeitnehmer tritt sämtliche Schadensersatzforderungen an den Arbeitgeber ab,
soweit er durch einen Dritten verletzt worden ist und infolge Arbeitsunfähigkeit vom Ar-
beitgeber Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall erhalten hat. Der Arbeitnehmer hat dem
Arbeitgeber unverzüglich die vollständigen erforderlichen Angaben zur Geltendmachung
dieses Schadenersatzes zu machen.

7.2
Die Anwendung von § 616 BGBist ausgeschlossen.

8.1
Der Arbeitnehmer darf seine Vergütungsansprüche nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-
mung des Arbeitgebers abtreten.

8.2
Der Arbeitnehmer hat die durch die Pfändung, Verpfändung oder Abtretung dem Arbeitge-
ber erwachsenen Kosten zu tragen. Die zu ersetzenden Kosten sind pauschaliert und be-
tragen für jedes notwendige Schreiben oder Überweisung an den Neu- bzw.
Pfändungsgläubiger pauschal € 10,00. Dem Arbeitnehmer bleibt der Nachweis offen, dass
dem Arbeitgeber überhaupt keine oder geringere Kosten zur Last gefallen sind.

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, an der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie an in-
nerbetrieblichen Schulungsprogrammen, Lehrgängen und Seminaren nach Weisung der
Geschäftsführung teilzunehmen.

Die gesonderte Regelung zur Wahrung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ist
Bestandteil dieses Arbeitsvertrages.

11.1
Das Arbeitsverhältnis wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und ist für beide Parteien mit
einer Frist von drei Monaten zum Monatsende ordentlich kündbar.

11.2
Das Arbeitsverhältnis kann nicht vor Arbeitsantritt gekündigt werden.

12.1
Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses, zuvor auf Verlangen des Arbeitgebers, ist der
Arbeitnehmer verpflichtet, dem Arbeitgeber alle in seinem Besitz befindlichen
geschäftlichen Unterlagen, die den Arbeitgeber betreffen oder mit ihm in irgendeinem Zu-
sammenhang stehen, vollständig auszuhändigen. Diese Verpflichtung bezieht sich auf



Daten und Unterlagen aller Art. Diese Verpflichtung gilt auch für bekannt gewordenes An-
schriften material von Interessenten und Kunden.

12.2
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, auf Verlangen des Arbeitgebers über den Vollzug der
Verpflichtung gemäß vorstehender Ziffer eine schriftliche Erklärung abzugeben.

12.3
Dem Arbeitnehmer steht kein Zurückbehaltungsrecht an Gegenständen zu, auf die sich die
Herausgabepflicht erstreckt. Er verpflichtet sich, diese am Sitz des Arbeitgebers zu über-
geben. Sofern der Arbeitnehmer Ansprüche gegenüber dem Arbeitgeber auf Herausgabe
von Privatsachen hat, werden ihm diese ebenfalls am Sitz des Arbeitgebers übergeben.

Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Ver-
bindung stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit ge-
genüber der anderen Vertragspartei schriftlich geltend gemacht worden sind. Damit ist
eine spätere Geltendmachung ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Ansprüche aufgrund einer
Haftung wegen Vorsatzes.

Der Arbeitnehmer erklärt sich mit einer Speicherung seiner personenbezogenen Daten in
der EDV-Anlage des Arbeitgebers oder eines von diesem beauftragten Unternehmens ein-
verstanden. Die Speicherung dient im Wesentlichen zum Zweck der Erstellung der monatli-
chen Lohn- und Gehaltsabrechnung.

Der Arbeitnehmer erhält vom Arbeitgeber in den ersten 24 Monaten, gegen
Kostennachweis, einen monatlichen Zuschuss zur doppelten Haushaltsführung in Höhe von
500,- €, in Worten: fünfhundert Euro, brutto.

16.1
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jede Änderung seiner persönlichen Verhältnisse, insbe-
sondere jede Änderung der Personaldaten (Name, Familienstand, Unterhaltspflichten, An-
schrift, Bankverbindung u. ä.) dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen.

16.2
Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen oder Ergänzungen dieses
Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Auch die Änderung oder Ergän-
zung dieser Bestimmung selbst bedarf der Schriftform. Ausgeschlossen sind damit
insbesondere Vertragsänderungen durch betriebliche Übung. Die wiederholte Gewährung
einer nicht vereinbarten Leistung oder Vergünstigung seitens des Arbeitgebers begründet
keinen Rechtsanspruch auf zukünftige Gewährung.




